	Reformprojekt: WOV Solothurn

Ausgangslage: Finanzkrise zu Beginn der Neunzigerjahre

Zu Beginn der Neunzigerjahre sah sich der Kanton Solothurn mit einer dramatischen Verschlechterung seiner Finanzlage konfrontiert. Mittelfristig wurden bei unkorrigierter Entwicklung strukturelle Defizite von 150 Mio. Franken erwartet. Der Wirtschaftsstandort Solothurn bekundete Mühe, auf die veränderten Marktbedürfnisse zu reagieren und wurde deshalb von der aufkommenden Rezession stärker getroffen als andere Kantone. Insbesondere in der Region ansässige grosse Unternehmen wie Von Roll, die Papierfabrik Biberist oder die Ascom litten darunter (vgl. NZZ 10.01.1994). Verschärft wurden die finanziellen Probleme des Kantons durch unerwartet hohe Steuermindererträge (vgl. NZZ 18.03.1994) und das Debakel rund um die Solothurner Kantonalbank, welches letztlich zu einem Finanzloch in der Höhe eines einjährigen Steuereinganges führte (rund 400 Mio. Franken; vgl. NZZ 18.03.1995). Als Folge dieser anhaltenden Probleme präsentierte sich der Abschluss der Staatsrechnung 1994 als der schlechteste aller Zeiten (vgl. NZZ 18.03.1995).

1995: Schlanker Staat

Das Sanierungspotential herkömmlicher Sparmassnahmen - wie etwa der Massnahmenplan Haushaltsgleichgewicht 1992, das Sparprogramm 1993 sowie das Sparpaket 1994 – und Einnahmenerhöhungen reichte für die ehebung der Krise nicht aus. Daraufhin wurde das Projekt „Schlanker Staat“ gestartet, welches zwei Ziele verfolgte:

1. Sanierung der Laufenden Rechnung in der Grössenordnung von rund 100 Mio. Fr. (=10% des Aufwandes)

2. Schlankere Verwaltungsstrukturen und Testen neuer Führungsmodelle (Wirkungsorientierte Verwaltungsführung WOV)

Zur Umsetzung von Punkt 2 orientierte man sich an der zu diesem Zeitpunkt noch jungen Diskussion über „New Public Management“ (NPM) bzw. dessen Schweizer Pendant „Wirkungsorientierte Verwaltungsführung“ (WOV). Die Botschaft vom 8. Mai 1995 sah für 17 verschiedene Ämter, Anstalten und Schulen die versuchsweise Einführung von Globalbudgets und Leistungsaufträgen vor. Mit dem im Juni 1995 vom Kantonsrat verabschiedeten „Experimentierartikel“ wurden die dazu notwendigen rechtlichen Grundlagen geschaffen und der Kanton Solothurn war somit einer der Wegbereiter von NPM-Reformen in der Schweiz. In der Botschaft vom 31. Oktober 1995 wurden die Grundlagen zur Erprobung des NPM-Instrumentariums genannt und erklärt. Im Wesentlichen handelt es sich dabei um die folgenden Punkte (vgl. Botschaft und Entwurf vom 31. Oktober 1995).

· Führung mit Leistungsauftrag und Globalbudget. Dies beinhaltet eine Trennung von strategischen und operativen Fragen, wobei erstere von Parlament und Regierung und letztere von der Verwaltung angegangen werden sollen. Durch das Globalbudget erhalten die Amtsstellen mehr Autonomie in der Ausübung der im Leistungsauftrag festgehaltenen Aufgaben. Die bisherige Input-Steuerung wird abgelöst durch eine Output-Steuerung.

· Erhöhte Transparenz des Rechnungswesens. Die jeweilige Amtsstelle soll eine eigene Finanzbuchhaltung führen. Mittels Einführung einer Kostenrechnung und dem Aufbau von Quervergleichen (Benchmarks) soll die Transparenz und Aussagekraft des Rechnungswesens erhöht werden.

· Marktauftritt. Einzelne Amtsstellen treten in Konkurrenz zu privaten Anbietern auf dem Markt auf.

· Berichterstattung und Controlling. Die verstärkte Autonomie der Amtsstellen bedingt den Aufbau neuer Steuerungsmechanismen. Mittels transparenter Berichterstattung und einem der Privatwirtschaft entlehnten Controlling soll diesem Erfordernis nachgekommen werden.

· Projektevaluation. Um nach Ablauf der Versuchsperiode über eine allfällige Weiterführung oder gar Ausweitung des Versuchs zu entscheiden, soll eine Evaluation unter Beizug externer Fachleute durchgeführt werden.

Das Projekt hielt sich somit relativ eng an die in der wissenschaftlichen Diskussion um NPM genannten Vorgaben, was sicherlich durch den Beizug von Prof. Mastronardi, einem Pionier des NPM-Gedankenguts in der Schweiz, zu erklären ist.

1996: Start mit Globalbudgets und Leistungsaufträgen

Nachdem der Kantonsrat am 13. Dezember 1995 der Einführung von Globalbudgets zugestimmt hatte, wurden per 1. Januar 1996 zehn ausgewählte Pilot-Dienststellen sowie alle Spitäler nach den neuen Grundsätzen geführt, wobei allerdings zu jedem Zeitpunkt die Reversibilität gewährleistet bleiben musste. Ab 1. Januar 1997, hatten weitere Dienststellen die Möglichkeit erhalten, ihre Aufgaben mit Globalbudget und Leistungsauftrag zu erfüllen. Bis zum Jahr 2000 stieg die Zahl der beteiligten Dienststellen auf 33 an. Der Aufwand der Piloten belief sich zu diesem Zeitpunkt auf rund 500 Mio. Franken, was rund einem Drittel des Gesamtaufwandes entspricht. Vom Versuch betroffen waren 4500 der insgesamt 8000 MitarbeiterInnen des Kantons. Globalbudget und Leistungsauftrag werden in einem dreijährigen Rahmenkontrakt festgehalten und durch Jahreskontrakte konkretisiert. Abgeschlossen werden die Verträge jeweils zwischen dem Vorsteher der betroffenen Amtsstelle und dem zuständigen Regierungsrat (in seiner Funktion als Vorsteher des Departementes). 

1998: WOV-Versuchsverordnung

Aufgrund der ersten Erfahrungen mit den WOV-Piloten zeigte sich schon bald, dass eine Reform nach WOV-Vorgaben sich nicht bloss auf die Verwaltung beschränken kann. Denn die neue Steuerungsform erfordert ein Überdenken der klassischen Gewaltenteilung, d.h. die Rollenverteilung zwischen Parlament und Regierung muss neu überdacht werden. Von verfassungswegen hat das Parlament ein uneingeschränktes Budgetrecht. Das neue Steuerungsmodell erfordert aber nicht nur Entscheide über das Budget sondern auch über die zu erbringenden Leistungen, dafür muss das Parlament auf eine beliebige Detaillierung des Budgets verzichten und stattdessen der Amtsstelle einen Globalbetrag zusprechen. Im Kanton Solothurn versuchte man dies nun während der Versuchsphase durch ein Gentlemen’s Agreement zu erreichen: Das Parlament verzichtete freiwillig auf eine extensive Nutzung seiner Budgetrechte und erhielt dafür neue Instrumente der Einflussnahme auf Regierung und Verwaltung. Dadurch konnte eine Lösung gefunden werden, ohne eine neue gesetzliche Regelung einzuführen, was ganz im Sinne des Pilotversuchs war. Die folgenden Instrumente wurden neu eingeführt (vgl. B + E zum Versuch mit der wirkungsorientierten Verwaltungsführung im Kanton Solothurn (sog. Versuchsverordnung) vom 9. Juni 1998).

· Auftrag. Mit einem Auftrag wird der Regierungsrat aufgefordert, den Kantonsrat in der Ausübung seiner Befugnisse zu unterstützen oder selber eine Massnahme zu treffen.

· Politischer Indikator. Der Kantonsrat soll sich nicht nur anhand der von der Verwaltung gesetzten Indikatoren von der Wirksamkeit der staatlichen Massnahmen überzeugen können, sondern er soll für ausgewählte Produktegruppen selber Ziele festlegen können, zu denen mit dem Voranschlag politisch bedeutsame Indikatoren der Zielerreichung zu liefern sind.

· Parlamentarische Initiative. Mit einer parlamentarischen Initiative kann dem Kantonsrat beantragt werden, eine Bestimmung zu erlassen, die den Regierungsrat verpflichtet, einen seit mehr als einem Jahr überwiesenen Auftrag zu erfüllen.

· Detaillierung des Globalbudgets. Erfüllt der Regierungsrat seit mehr als zwei Jahren einen Auftrag nicht, der sich auf die Wirkungs- oder Leistungssteuerung bezieht, so kann der Kantonsrat das Globalbudget bis auf Produkteebene herunterbrechen.
Der Kantonsrat hiess die Versuchsverordnung gut und sah eine Versuchsdauer bis zum 31. Dezember 2001 mit einer einmaligen Verlängerungsmöglichkeit von höchstens drei Jahren vor. 

2001: Weiterführung des Versuchs

Ermutigt von der grundsätzlich positiv ausgefallenen Evaluation machte der Kantonsrat am 3. April 2001 Gebrauch von der in der Versuchsverordnung vorgesehenen Möglichkeit einer einmaligen Verlängerung der Versuchsphase und beschloss, den Versuch bis 2004 zu verlängern.
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